	
	



Landgericht …………………
Datum
K l a g e  gem. § 767 ZPO

mit Antrag gem. § 769 ZPO und
Antrag auf Prozesskostenhilfe

Der/des A………………………………………………………………., 
Antragsteller/in u. Kläger/in-,

Prozessbevollmächtigte:

g e g e n 

B-bank Aktiengesellschaft, vertreten durch den Vorstand,


Beschwerdegegner/in und Beklagte/r-,

wegen Unzulässigkeit der Zwangsvollstreckung

Streitwert € …………………….. 
Namens und in Vollmacht der Klägerin erheben wir Klage und werden beantragen:
1.
die Zwangsvollstreckung aus der notariellen Urkunde des Notars C ………………….., vom ………., UR-Nr. ………….., für unzulässig zu erklären.

2.
Die Beklagte wird verurteilt, die ihr erteilte vollstreckbare Ausfertigung der genannten Urkunde an die Klägerin herauszugeben. 

3.
Gemäß § 770 ZPO wird angeordnet, dass die Vollstreckung aus der Urkunde bis zur Rechtskraft dieses Urteils einstweilen eingestellt wird. 

4.
Hilfsweise dazu wird beantragt, das Urteil ohne Sicherheitsleistung für vorläufig vollstreckbar zu erklären. 

5.
Zugleich beantragen wir, vorab im Wege der einstweiligen Anordnung gemäß § 769 ZPO zu beschließen:
Die Vollstreckung aus der Urkunde des Notars …………………. mit dem Amtssitz in …………………vom …………., UR-Nr. …………….., wird bis zum Erlass des Urteils in dieser Sache ohne Sicherheitsleistung einstweilen eingestellt. 

Schließlich beantragen wir,

dem/r Kläger/in für die Klage und den Antrag gemäß § 769 ZPO unter Gewährung von Prozesskostenhilfe den/die  Unterzeichner/in als Prozessbevollmächtigte/n beizuordnen. 

Eine Erklärung über die persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnisse ist beigefügt (Anlage P). Der/ie Antragsteller/in ist nicht in der Lage, den Rechtsstreit aus eigenen Mitteln zu führen. 

Zur Wahrung seiner/ihrer berechtigten Interessen gegen die sich aus der Klage ergebende Zwangsvollstreckung ist jedoch die Erhebung der Vollstreckungsabwehrklage nach § 767 ZPO und des Antrags nach § 769 ZPO unerlässlich.

B e g r ü n d u n g :
I. Sachverhalt
Die …-jährige Klägerin ist eingetragene Eigentümerin des Grundstückes …………………., eingetragen im Grundbuch von, Wohnungsgrundbuch Blatt.

Beweis:
Vorlage des Grundbuchauszuges des Amtsgerichts ……………., Grundbuch von ………………., Blatt …., als Anlage K 1 in Kopie.

Die Klägerin hat mit der Beklagten am ………………. einen Darlehensvertrag unter der Darlehensnummer …………………….. über den Gesamtbetrag von € …………..  abgeschlossen und der Beklagten eine Buchgrundschuld über € ……………. als Sicherheit bestellt.

Beweis:
1) Darlehensvertrag vom …………., als Anlage K 2 in Kopie,

2) Grundschuldbestellung vom ………….. des Notars ……………….., UR-Nr. …………….. als Anlage K 3 in Kopie.

Die Klägerin hat sich gemäß den Bedingungen der Beklagten in der Urkunde der persönlichen und dinglichen Zwangsvollstreckung unterworfen.

Die Beklagte hat den Darlehensbetrag nicht bar ausgezahlt, sondern der Klägerin den Betrag lediglich gutgebucht, indem sie der Klägerin eine Gutschrift über den Kreditbetrag auf deren Konto bei der Beklagten erteilt hat. 
Dabei hat sie den Darlehensbetrag in ihrer Buchhaltung gleichzeitig als Forderung der Klägerin (auf Barauszahlung der Kreditsumme) gegen sich selbst gebucht als auch als Forderung gegen die Klägerin (auf Kreditrückzahlung). 

Die Kreditsumme wurde bisher weder an die Klägerin in bar ausgezahlt noch an Dritte, an die die Klägerin die Gutschrift überwiesen hat.
Die Klägerin konnte aufgrund persönlicher Schicksalsschläge nicht immer regelmäßig die Raten erbringen:
……………………………….

Die Beklagte kündigte schließlich aufgrund der Unregelmäßigkeiten bei der Rückzahlung des Darlehens mit Schreiben vom ……………… den Darlehensvertrag. Die Klägerin widersprach der Kündigung mit Schreiben vom ………………... 

Daraufhin trafen die Parteien eine Ratenzahlungsvereinbarung.

…………………………………………………………..

Die Klägerin schaffte es allerdings immer noch nicht, die Zahlungsraten fristgerecht zu leisten.

Es gelang ihr dann aber durch Einsatz einer als Sicherheit abgetretenen Lebensversicherung eine größere Tilgungszahlung zu leisten. 
Außerdem verwendete sie noch den Verkaufserlös einer Immobilie zur weiteren Reduzierung der Darlehensschuld und leistete wieder monatliche Rückzahlungen.
Die Gesamtforderung der Beklagten belief sich dadurch per ………………. nur noch auf € …………………... 
Die Klägerin verstand nicht, warum aufgrund ihrer Tilgungs- und Zinszahlungen die Darlehensschuld immer noch nicht beglichen sein sollte. Sie hatte mittlerweile fast doppelt soviel incl. der Zinsen zurückgezahlt wie die ursprüngliche Kreditsumme.

Die Beklagte bestand auf Zahlung ohne jegliche Nachgabe und begann mit der Zwangsvollstreckung aus der Grundschuldbestellungsurkunde des Notars …………….. 
Sie erwirkte außerdem mit Hilfe der Zwangsvollstreckungsunterwerfungsklausel in der Grundschuldurkunde einen Haftbefehl gegen die Klägerin zur Erzwingung der eidesstattlichen Versicherung. 

Es wurde erneut eine Ratenzahlungsvereinbarung zwischen den Parteien geschlossen. Zuvor hatte die Beklagte mit Schreiben vom ……………. den Auftrag zur Verhaftung der Klägerin zum Zwecke der Abgabe der eidesstattlichen Versicherung zurückgenommen.

Beweis:
Schreiben der Beklagten an das Amtsgericht ……………, 

als Anlage K 9 in Kopie.
Die Ratenzahlungsvereinbarung wurde von der Beklagten befristet bis zum …………………………. 

Die Klägerin ist nunmehr erneut mit ihren Ratenzahlungen in Verzug geraten, weil ihr schlicht das Geld fehlt, die monatlichen Raten aufzubringen. Sie muss ihren schwerkranken Mann pflegen und finanziell unterstützen. Ihre Renteneinkünfte reichen nicht mehr aus, um noch Darlehensrückzahlungen zu erbringen. 

Die Beklagte hat wegen des Verzuges mit den Ratenzahlungen die Fortsetzung der Vollstreckung angedroht.

Beweis:
Schreiben der Beklagten vom ………………….,


als Anlage K 10 in Kopie. 
II. Rechtslage
Die von der Beklagten betriebene Vollstreckung ist unzulässig. 

1. Keine Darlehensrückzahlungsansprüche

Die Beklagte hat bislang ihrer Darlehensauszahlungsverpflichtung lediglich dadurch Folge geleistet, dass sie eine sogenannte „Gutbuchung“, also einen reinen Buchungsvorgang, auf dem Darlehensauszahlungskonto vorgenommen hat. 
Rechtlich betrachtet hat sie damit nur einen Anspruch der Klägerin als Darlehensnehmerin gegen sich selbst auf Barauszahlung in Höhe des gutgebuchten Betrages bestätigt. 
Sie hat damit kein Geld im Sinne der gesetzlichen Definition (Art. 128 Abs. 1 AEU-Vertrag, § 14 Bundesbankgesetz  (BBankG) ausgezahlt und verliehen, sondern lediglich sogenanntes Buchgeld oder Giralgeld zur Verfügung gestellt (im Gegensatz zu Bargeld oder gar Münzgeld, welches die einzigen gesetzlichen Zahlungsmittel sind). 
Buchgeld ist kein gesetzliches Zahlungsmittel, sondern lediglich ein Anspruch auf Euros/Geld als Zahlungsmittel. Es ist also keine vertretbare Sache gemäß § 91 BGB, sondern nur ein Recht auf diese Sache. Nur bei Bar- oder Münzgeld handelt es sich um vertretbare Sachen („Vertretbar ist eine Sache, wenn sie sich von anderen der gleichen Art nicht durch ausgeprägte Individualisierungsmerkmale abhebt und daher ohne weiteres austauschbar ist … Vertretbar sind Geld, Wertpapiere, z.B. Aktien, Waren aus Serienfertigung …“, Palandt, BGB, a.a.O. § 91 Rn1, 2).
Die Beklagte hat also kein Geld im Sinne des § 91 BGB ausgezahlt, sondern sich lediglich mit der Mitteilung der Gutbuchung (durch Kontoauszug) nochmal zur Barauszahlung  verpflichtet, aber damit kalkuliert, dass die Klägerin sich den Betrag angesichts der Höhe und der Umstände einer Barauszahlung nicht in bar auszahlen lässt.
Beweis: 1)
Sachverständiges Zeugnis von Prof. Michael Schemmann, Bankkaufmann, Professor für Rechnungswesen und Finanzen und lizensierter Wirtschaftsprüfer im U.S. Bundesstaat Washington, ehem. KPMG chair of accounting, Vorstand des IICPA


2) 
Sachverständiges Zeugnis von Professor Dr. Richard Werner, Professor für International Banking an der Universität von Southampton, England, und Gastprofessor für  monetäre Ökonomik und Entwicklungswirtschaft an Goethe-Universität, Frankfurt.

3) Sachverständiges Zeugnis von Prof. Dr. Bernd
   
     Senf, em. Prof für Volkswirtschaft an der Hoch- schule für Wirtschaft und Recht in Berlin.


4) Sachverständiges Zeugnis von Prof. Dr. Dr. Helge Peukert, 
außerplanmäßiger Professor für Finanzwissenschaft und Finanzsoziologie in Erfurt

5) Sachverständiges Zeugnis von Horst Seiffert,



Autor des Buches „Geldschöpfung – Die verborgene Macht der Banken


6) Sachverständiges Zeugnis von Dipl. Kaufm. Thomas Betz, Wirtschaftswissenschaftler, Vorstandsmitglied Monetative e.V., Berlin


7) Sachverständiges Zeugnis Dr. Jens Weidmann, Präsident der Bundesbank


8) Sachverständiges Zeugnis von Dr. Josef Ackermann, ehemaliger Vorstandsvorsitzender der Deutschen Bank
9) Sachverständiges Privatgutachten und sachver-

    ständiges Zeugnis von Prof. Dr. Hörmann, beige-

    fügt als Anlage 11,


10)Sachverständiges Zeugnis von RA Hans



 Scharpf, LL.M.


 Ladungsfähige Anschriften werden nachgereicht.
Alle benannten Zeugen haben zur Beweisbehauptung wissenschaftliche Publikationen veröffentlicht und in Reden und Interviews die Geldschöpfung durch Geschäftsbanken bestätigt. 
Eine Literaturliste mit den Qualifikationen der vorgenannten Experten ist als Anlage 12 beigefügt. 
Die vorstehend aufgeführten Experten liegen zum Teil weltanschaulich weit auseinander. Hinsichtlich des Phänomens der Geldschöpfung aus dem Nichts durch Geschäftsbanken und der damit verbundenen Krisen des Geld- und Finanzsystems stimmen sie in ihrer Analyse überein, und zwar auch international. 
Es kommt hier derzeit zu einem Paradigmenwechsel in der Wissenschaft als Reaktion auf die seit 2008 offen ausgebrochene Finanz- und vor allem (Staats)schuldenkrise und die Unfähigkeit der Politik, diese für uns alle äußerst bedrohliche Systemkrise zu meistern.
Weiterer Beweisantritt bleibt vorbehalten. 

RA Hans Scharpf, LL.M. hat bei der Jahrestagung der Monetative e.V. (www.monetative.de), einer Vereinigung von wissenschaftlich tätigen Experten, die wegen der krisenverursachenden Geldschöpfung aus dem Nichts durch Geschäftsbanken für einen gemeinwohlorientierten Umbau des Geldsystems zu einem sogenannten Vollgeldsystem eintritt, am 9.11.2013 den als Anlage 13 beigefügten Vortrag zur fehlenden Rechtmäßigkeit des derzeitigen Geldsystems gehalten.
Hierzu ist weiter auszuführen:
Gemäß § 488 BGB „Vertragstypische Pflichten beim Darlehensvertrag“ ist die Beklagte aufgrund des Darlehensvertrages verpflichtet, „dem Darlehensnehmer einen Geldbetrag in der vereinbarten Höhe zur Verfügung zu stellen. Zu dem Begriff „Geldbetrag“ finden sich im führenden Praktikerkommentar Palandt, BGB, 72. Aufl., 2013, § 488, Rn 2 a, folgende Ausführungen:
„Die Währung ist gleichgültig; im Zweifel ist es die inländische. Mit dem Wort Geldbetrag ist die wertmäßige Verschaffung gemeint (Rn 5), nicht eine Anzahl bestimmter Geldscheine.“

Unter Rn 5 enthält die Kommentierung folgende Ausführungen:

„Zurverfügungstellung bedeutet, dass der Darlehensgegenstand aus dem Vermögen des Darlehensgebers ausgeschieden oder von einem Dritten (§ 267, MüKo/Berger Rn 11) zur Verfügung gestellt und dem Vermögen des Darlehensnehmers in der vereinbarten Form endgültig  zugeführt ist (BGH NJW 06, 1788). Das umfasst das Verschaffen und Belassen des Geldes für die Laufzeit des Darlehensvertrages durch Bar- oder Buchgeld. – Verschafft wird durch Zahlung in jeder üblichen Art: Bar durch Geldscheine, insbesondere Auszahlung der Bank, Überweisung, Gutschrift auf dem Konto des Darlehensnehmers oder Einräumen eines Überziehungskredits. Die bargeldlose Leistung ist kein Fall des § 364 (vgl. Rn 5; MüKo Berger Rn 29).“
Nach diesen Ausführungen der Kommentierung würde auch das Verschaffen und Belassen des Geldes durch Buchgeld eine Erfüllung der Vertragsverpflichtung aus dem Darlehensvertrag darstellen. 
Allerdings wird der Begriff „Buchgeld“ nicht definiert oder näher erläutert, insbesondere nicht auf § 91 BGB eingegangen und dargelegt, warum Buchgeld ebenfalls eine vertretbare Sache sein soll und keinerlei Beleg aus der Rechtsprechung oder aus anderen gesetzlichen Vorschriften dafür angeführt, dass Buchgeld gleichwertig („wertmäßige Verschaffung“) ist mit Bargeld. Eine Auseinandersetzung mit dem heutigen Stand der Geldherstellungsforschung (wie oben dargelegt) fehlt gänzlich.
Es gibt auch keine anderweitigen Rechtsprechungsbelege oder gar gesetzliche Vorschriften, aus denen sich ergibt, dass Buchgeld, bei dem es sich lediglich um einen Anspruch auf Auszahlung von Geld handelt, der Auszahlung von Geld in Form von Bargeld als dem einzigen gesetzlichen Zahlungsmittel (neben Münzgeld) gleichsteht.

Eine führende Geschäftsbank, die Commerzbank AG hat sich insoweit auf gezielte Anfrage von Rechtsanwalt Hans Scharpf, LL.M. dahingehend geäußert, dass es sich bei der Darlehensgewährung durch Buchgeld um einen allgemein anerkannten Vorgang handele (www.geldhahn-zu.de, Anlage 14). 
Eine Gleichstellung käme allerdings nur in Betracht, wenn dieser Anspruch auf Auszahlung von Bargeld, als Buchgeld bezeichnet, mit Bargeld/Zentralbankgeld gedeckt wäre, also zumindest wirtschaftlich gleichwertig mit Bargeld wäre. 
Dies genau ist nicht der Fall: 
Eine Deckung mit Zentralbankgeld, z. B. in Erfüllung der Mindestreserveverpflichtung und der Vorhaltung von Bargeld existiert lediglich in einem Bereich von 1 % bis 3 %. 
Die 97 % bis 99 % Buchgeld besitzen keinerlei Deckung. 
Dieses „Geld“ entsteht erst durch den Buchungsakt, auch Geldschöpfung aus dem Nichts bezeichnet, wird also von der Kreditgeberin selbst geschaffen und ist nach Ansicht des  Bankkaufmanns, Wirtschaftsprüfers und Professor für Rechnungswesen und Finanzen Schemmann kein Aktivposten bzw. nicht als Vermögenswert buchungsfähig („Offener Brief vom 1.5.2013 – Aufforderung zur Überarbeitung der Buchhaltungsvorschriften“, Anlage 15). 
Die Beklagte hat mit der „Gutbuchung“ nichts verliehen, also keinen Vermögensgegenstand aus ihrem Vermögen ausgeschieden und dem Vermögen des Darlehensnehmers endgültig zugeführt, sondern lediglich eine sogenannte Sichteinlage geschaffen, eine Forderung gegen sich selbst, die sie nur zur Täuschung des Kunden „verleiht“, weil sie in Wahrheit eine wertlose Rechnungseinheit ist.

Es handelt sich also quasi um selbstgedrucktes Geld, also elektronisches Falschgeld, mit dem man eine Darlehensauszahlungsverpflichtung zur Auszahlung einer vertretbaren Sache natürlich nicht erfüllen kann, weil es schlicht wertlos ist und dem Kreditkunden damit in Wahrheit kein Vermögenswert verschafft werden kann, sondern – soweit Sicherheiten für diese Kreditierung verlangt werden – im Gegenteil Vermögenswerte leistungslos einvernahmt werden. 

2. Keine Verzinsungspflicht
Mit der vermeintlichen Auszahlung, die ein bloßer Buchungsakt ist, von nicht durch Bargeld/Zentralbankgeld gedecktem Buchgeld, ist zwangsläufig auch keine Zinspflicht des Darlehensnehmers entstanden. Diese entsteht im Zweifel erst mit der Auszahlung von Geld (als vertretbarer Sache), und nicht – wie im Falle von Buchgeld – schlicht mit der Gutbuchung, die lediglich einen Anspruch auf Auszahlung von Geld als vertretbarer Sache dokumentiert. 
Die Darlehensgeberin hat also bei der vermeintlichen Auszahlung von Buchgeld selbst keine Aufwendungen.
Sie muss also keine Zinsen für das Leihen von Zentralbankgeld bezahlen, da sie Zentralbankgeld nicht weiterverleiht.
Ebenso wenig muss sie Zinsen auf Einlagen von Sparern bezahlen, da sie ja auch nicht die Einlagen verleiht. 
Sie hat lediglich eine Buchung vorgenommen, also auf der Passivseite die Auszahlungsverpflichtung als Forderung gegen sich selbst gebucht und – was von den Geldexperten als Verschleierung angesehen wird, auf der Aktivseite eine Forderung in Höhe der gutgebuchten Darlehenssumme zuzüglich der vereinbarten Zinsen (Bilanzverlängerung). 
Der nicht aufgeklärte, unwissende Darlehensnehmer geht allerdings davon aus, dass er Geld im Sinne der gesetzlichen Definition erhalten hat, also zumindest die gutgebuchte Darlehenssumme bereits vor der Gutbuchung vorhanden gewesen ist, z. B. als Bargeld im Tresor oder dort jedenfalls vorrätig gehalten wird für den Fall, dass der Darlehensnehmer diesen Betrag in bar erhalten möchte. 

Aufgrund dieses Glaubens stellt der Darlehensnehmer ja Kreditsicherheiten, durch die allerdings erst die Forderung der Bank auf Kreditrückzahlung werthaltig wird, also von der Bank verbrieft und verkauft werden kann, um in das Bankenkasinogeschäft einzusteigen.
Der Vertragspartner, an den der Darlehensnehmer den Kreditbetrag überweisen will, ist ebenso wenig aufgeklärt und hält das Buchgeld ebenfalls für ein vollwertiges gesetzliches Zahlungsmittel. 

Sein Unwissen bringt ihn dazu, für das wertlose Buchgeld dem Kreditnehmer gegenüber, in Wahrheit aber gegenüber der Bank, der die Kreditsicherheit (z.B. Grundschuld) gehört, eine reale Leistung zu erbringen und z.B. eine Wohnung gegen Überweisung von Buchgeld zu übereignen. 
Der Trick mit der Buchgeldauszahlung hat dann funktioniert und die Bank beruft sich darauf, dass der Kreditnehmer doch mit dem Kredit eine Wohnung für sich gekauft hat. 
Was soll der Kreditnehmer noch dagegen sagen können? Er weiß ja nicht, dass er als Werkzeug für ein Täuschungsmanöver benutzt worden ist, welches nur schwer zu durchschauen ist und von den Geschäftsbanken eigentlich gar nicht praktiziert werden darf.
Davon ist auch der Gesetzgeber noch Anfang der 60er Jahre ausgegangen und hat Kreditgeschäfte verboten, bei denen es dem Kreditnehmer erheblich erschwert wird oder gar unmöglich gemacht wird, über den Kreditbetrag durch Barabhebung zu verfügen. 

So verbietet § 3 Nr. 3 KWG den „Betrieb des Kreditgeschäftes, wenn es durch Vereinbarung oder geschäftliche Gepflogenheiten ausgeschlossen oder erheblich erschwert ist, über den Kreditbetrag durch Barabhebung zu verfügen“.

Ein Verstoß gegen § 3 Nr. 3 führt zur Nichtigkeit des Darlehensvertrages gem. § 134 BGB (Lutz, G., Neuss, W., Schaber, M., Scharpf, P., Schneider, P. und Weber, M. [Hrsg.] (2011): KWG, § 3 Rn 24).
§ 3 Nr. § KWG hat den Zweck, Unternehmen zu verbieten, 

„die unter missbräuchlicher Ausnutzung der Möglichkeiten des bargeldlosen Zahlungsverkehrs Kredite gewähren. Die besonderen volkswirtschaftlichen Gefahren derartiger Einrichtungen liegen in der hohen Kreditkapazität, die sich aus dem Ausschluss oder dem Erschweren der Barabhebung ergibt. Im Gegensatz zu den normalen Kreditinstituten brauchten diese Unternehmen für ihre Verpflichtungen keine liquiden Mittel bereitzuhalten und könnten, da sie einen besonders hohen Expansionskoeffizienten haben, in weit höherem Maße als die anderen Kreditinstitute zur Ausdehnung des Geldvolumens und damit zu einer Störung der finanziellen Stabilität der Volkswirtschaft beitragen. Während die Notenbank bei Kreditexpansionen anderer Kreditinstituten diesen Gefahren durch kreditpolitische Mittel begegnen könne, sei dies bei den unter § 3 Nr. 3 KWG aufgeführten Unternehmen kaum der Fall.“

Das Kreditgeschäft der Beklagten hat sich allerdings entgegen dieser gesetzlichen Verbotsnorm, auf deren Durchsetzung die Aufsichtsbehörden anscheinend wegen der Banklizenz verzichtet haben, genau in diese nicht gewünschte Richtung entwickelt. 

Letztlich musste die Beklagte deswegen vom Steuerzahler auf der Höhe der Finanzkrise mit vielen Milliarden „gerettet“ werden, da derartig leicht gemachte Kreditierungen mit selbst geschöpftem Geld zu sogenannten Überfinanzierungen in riesigem Umfang geführt haben, also eine milliardenschwere Blase an sogenannten notleidenden Krediten entstanden ist, die nicht mehr zurückgezahlt wurden.
Diese mussten deshalb entsprechend wertberichtigt werden, was zwangsläufig zu nicht mehr beherrschbaren Schieflagen geführt hat, weil natürlich die Gutbuchungen, also das Buchgeld nicht in gleicher Weise ausgebucht werden konnte, es zirkulierte ja als Geld, was aber nicht mehr über den Kreditnehmer zurückgezahlt worden ist, also getilgt wurde und damit zum Verschwinden hätte gebracht werden können.

Beweis: Wie eben
Weiterer Beweisantritt bleibt vorbehalten.
Die Beklagte betreibt leider in unverantwortlicher, rechtswidriger Weise ihr Kreditgeschäft (ebenso wie die anderen Geschäftsbanken, die Geldschöpfung aus dem Nichts betreiben) und schließt faktisch aus, zumindest aber erschwert sie dem Kunden erheblich, über den Kreditbetrag durch Barabhebung zu verfügen, insbesondere bei höheren Summen, die über den Rahmen des Bankautomaten hinausreichen.
Jeder Bankkunde, der größere Summen in Bargeld ausgezahlt bekommen möchte, kann ein Lied davon singen, wie schwierig es ist, eine höhere Barauszahlung zu erhalten, die das Limit eines Bankautomaten überschreitet (z.Zt. meistens € 2.000).
Hinzu kommt, dass mehr als 90 % des Buchgeldes überhaupt nicht mehr durch Bargeld oder Zentralbankgeld gedeckt ist. Die Beklagte – wie auch andere Geschäftsbanken – wäre also bei einem konzertierten Vorgehen von Darlehensnehmern oder Überweisungsempfängern, die entgegen den bisherigen Gepflogenheiten Barauszahlung der Darlehenssummen/Gutbuchungen verlangen würden, noch nicht einmal ansatzweise in der Lage, die Barabhebung zuzulassen. Ihr  Tresor ist nämlich leer. 

Beweis: Wie eben
Weiterer Beweisantritt bleibt vorbehalten.
Ist die Beklagte nicht darauf eingerichtet, die Forderungen aus den Gutbuchungen auf Auszahlung von Bargeld zu erfüllen, ist demnach der Darlehensvertrag nichtig, § 3 Nr. 3 KWG, § 134 BGB.
Es bestanden und bestehen deshalb keinerlei Forderungen der Beklagten aus dem Darlehensvertrag gegen die Klägerin.
Die Gutbuchung kann die Klägerin nicht zurückgewähren, da es sich insoweit nur um eine interne Buchung gehandelt hat, also keine vertretbare Sache der Klägerin zur Verfügung gestellt wurde.

Vielmehr ist die Beklagte verpflichtet, die bisher empfangenen Geldzahlungen der Klägerin, die nun mal keine Bank ist und Geld gegen Leistung oder den Verkauf von Wertgegenständen eintauschen muss, zurück zu gewähren, insbesondere aber auch die zur Sicherheit übereigneten und abgetretenen Rechte und Ansprüche. 
Die Beklagte betreibt ihr Kreditgeschäft in gesetzwidriger Weise und ist deshalb nicht berechtigt, von der Klägerin irgendwelche Geldzahlungen zu verlangen. Ganz im Gegenteil: Sie muss die erhaltenen Geldzahlungen der Klägerin gem. §§ 134, 812 ff, 818 BGB zurückgewähren, insbesondere die Sicherheiten. 

3. Umgehende Einstellung der Vollstreckung aus der Grundschuldurkunde
Die Vollstreckung aus der Grundschuldbestellungsurkunde ist unverzüglich einzustellen. Die Beklagte hat nahezu nichts geliefert, lediglich ein nur minimalst gedecktes Versprechen auf Auszahlung von Bargeld, welches ihr selbst so gut wie keinen Aufwand, insbesondere kaum Zinsaufwand verursacht hat (derzeit nur 0,25% für 1% Mindestreserve).
Dafür hat sie bislang als Gegenleistung ca. ……… werthaltige, erarbeitete Euros erhalten. 
Ein krasseres Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung ist kaum vorstellbar, weswegen der Darlehensvertrag auch gemäß § 138 BGB wegen Sittenwidrigkeit und Wuchers nichtig ist, wenn die Auszahlungsverpflichtung mit Buchgeld erfüllt werden kann.
Der Beklagten ist, wie schon ausgeführt, der Einwand abgeschnitten, mit dem Buchgeld habe die Beklagte irgendwelche Leistungen bezahlt oder Gegenstände erworben, also sei es doch Geld. 

Die Bezahlung der Werkaufträge und Kaufverträge durch den Kreditnehmer mit Buchgeld, also der Abtretung von kaum werthaltigen Ansprüchen auf Auszahlung von Bargeld, ist natürlich dem gleichen Nichterfüllungseinwand ausgesetzt, den die Klägerin hiermit gegenüber der Beklagten erhebt. 
Denn auch an Dienstleister oder Verkäufer hat die Klägerin nur mit einer Überweisung „bezahlt“, also mit einer Abtretung ihres Anspruches auf Auszahlung von Bargeld, der so gut wie nicht gedeckt ist. 
Die Klägerin ist insoweit lediglich ein undoloses Werkzeug der Beklagten gewesen, die deren Unwissenheit planvoll genutzt hat, um scheinbar Geld in Umlauf zu bringen. Die klägerin hätte natürlich in Kenntnis der fehlenden Werthaltigkeit und Geldqualität der Gutbuchung der Darlehenssumme gar nicht erst einen derartigen Darlehensvertrag abgeschlossen bzw. von vornherein Auszahlung in bar verlangt bzw. den Nachweis, dass die Forderung zu 100 % mit Zentralbankgeld oder Bargeld gedeckt ist. Sie hätte auch nicht den Dienstleister oder Verkäufer in Kenntnis der Entstehung mit wertlosem Buchgeld bezahlt.
Der Dienstleister oder der Verkäufer ist natürlich derselben Täuschung erlegen wie die Klägerin. 
Hierauf, d. h., auf der Täuschung und der Irrtumserregung über die Geldqualität einer Gutbuchung, beruht derzeit das private Bankensystem, welches sich entgegen dem grundlegenden Verbot in § 3 Nr. 3 KWG die Stellung einer Zentralbank angemaßt hat, also selber Geld herstellt und überall bemüht ist, den Tausch des selbst hergestellten Buchgelds in Bargeld zu verhindern, zumindest maximal zu erschweren. Dies hat zwangsläufig zur Folge, dass der Zentralbank die Geldmengensteuerung mehr und mehr entgleitet und damit auch die Möglichkeiten zur Inflationsbekämpfung. Es findet dadurch eine sich immer mehr steigernde Entwertung des Zentralbankgeldes statt, bis dieses Geld seine wesentlichen Funktionen als verlässliches Wertaufbewahrungsmittel und Tauschmittel verloren hat.

Es handelt sich letztlich um ein durch und durch sittenwidriges Geschäftsmodell, das einem Ponzi-Schema ähnelt und zwangsläufig zu Finanzkrisen führt und jederzeit zu einem Totalkollaps führen kann, wenn das Vertrauen in Buchgeld als „werthaltiges“ Zahlungsmittel (zu Recht) verschwindet.
Beweis: Wie eben

Weiterer Beweisantritt bleibt vorbehalten.
4.
Unzulässigkeit von Vollstreckungen aus Grundschuldbestellungsurkunden ohne Erkenntnisverfahren

Die Vollstreckung aus der Grundschuldurkunde ist auch noch wegen Verletzung der EU-Verbraucherschutzrichtlinie 93/13 EWG vom 5.4.1993, also nach europäischen Recht unzulässig:

Nach einer neuen Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) vom 14.03.2013 zu C-415/11, Aziz/Catalunyacaixa – missbräuchliche Zwangsversteigerung, ist eine Vollstreckung aus einer sofort vollstreckbaren Hypothekenbriefurkunde ohne vorheriges Erkenntnisverfahren, deren Bedingungen der Bankgläubiger gestellt hat, wegen Verstoßes gegen die EU-Verbraucherschutzrichtlinie 93/13 EWG vom 5. 4.1993 über missbräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen unzulässig. 
Der EuGH hat mit dieser Entscheidung zugunsten spanischer Immobilieneigentümer gegen eine spanische Sparkasse entschieden, die nach Versteigerung des Immobilienobjektes aus der einer sofort vollstreckbaren Hypothekenbriefurkunde zugrunde liegenden Forderung weiter vollstreckt hat. Nach dem Urteil des Gerichts muss die Bank in einem ordentlichen Gerichtsverfahren ihre Forderung nachweisen und kann nicht aus einer vorformulierten Hypothekenbriefurkunde weiter gegen den Schuldner vorgehen. 

Die Vollstreckung aus der vorformulierten Hypothekenbriefurkunde ist nach Ansicht des EuGH unzulässig gewesen.
Es handelt sich um einen höchstrichterlichen Beschluss auf EU-Ebene, dem sich auch in Deutschland die Gerichte anschließen müssen:
„Die Richtlinie über rechtsmissbräuchliche Verwendung von Vertragsklauseln gilt auch in Deutschland und wurde v. a. durch das frühere AGBG umgesetzt, die anlässlich der Schuldrechtsreform ab dem 01.01.2012 im BGB in den §§ 305 ff. BGB integriert sind.

Die Vollstreckbarkeit von Darlehensforderungen bei Immobilienfinanzierungen erfolgt in Deutschland i. d. R. aus notariell beurkundeten und für vollstreckbar erklärten Grundschuldbestellungsurkunden. Die dingliche Vollstreckung durch Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung erfolgt aus der Grundschuld selbst, die gegen den Darlehensnehmer persönlich gerichtete sonstige Zwangsvollstreckung in das übrige Vermögen erfolgt aus einer in der Grundschuldbestellungsurkunde regelmäßig vorgegebenen „persönlichen Haftung" mit Vollstreckungsunterwerfung. In beiden Fällen findet kein Urteilsverfahren vor Beginn der Zwangsvollstreckung statt. Die Rechtslage ist insoweit mit dem spanischen Recht und der dortigen Hypothekenvollstreckung vergleichbar.

Die vollstreckbare Urkunde ist in Deutschland gesetzlich in § 794 Abs. 1 Nr. 5 ZPO als Vollstreckungstitel legitimiert. Über einen Verweis finden auf diese Vollstreckungstitel die Vorschriften über und gegen die Vollstreckung aus Urteilen entsprechend Anwendung.

Dem Vollstreckungsschuldner ist es daher möglich, sich gegen die Vollstreckung aus einer Urkunde mit gerichtlicher Hilfe zu wehren und hierbei auch einstweiligen Rechts- und Vollstreckungsschutz zu erlangen.

Er kann den gesamten Titel und den zu vollstreckenden Anspruch überprüfen lassen und erstmalig Einwendungen vortragen, die gegen die Vollstreckung sprechen.

Der Bundesgerichtshof hat in dem viel beachteten Urteil vom 30.03.2010, XI ZR 200/09, klargestellt, dass der Schuldner nicht in die Rolle des Angreifenden gedrängt werden darf. Anlass der Entscheidung war dort die auf einen Rechtsnachfolger übertragene Vollstreckungsmöglichkeit aus einer Grundschuldbestellungsurkunde.

Gleichzeitig hatte der Bundesgerichtshof weiterhin eine inhaltliche Klausel- und Missbrauchskontrolle von vollstreckbaren Urkunden abgelehnt. Ausreichender Schutz sei eine Bindung des Gläubigers an einen Sicherungsvertrag. Der sog. Eintrittsnachweis ist vage und nach weiterer Rechtsprechung des BGH i. d. R. keine Vollstreckungsbedingung.

Die deutsche Rechtspraxis bürdet dem sich wehrenden Vollstreckungsschuldner daher wirtschaftliche, aber auch rechtliche Hürden auf, die an der Durchsetzbarkeit des uneingeschränkten Vollstreckungs- und Rechtsschutzes zweifeln lassen. Daran hat auch das Risikobegrenzungsgesetz als eine erste Reaktion des Gesetzgebers auf rechtsmissbräuchliche Rechtsübertragungen und Verwertungen durch Zweckgesellschaften nichts geändert.

So muss der Schuldner selbst ein Gerichtsverfahren einleiten und kann eine Zustellung einer Klage nur dann erwirken, wenn er zuvor einen vollen Gerichtskostenvorschuss einzahlt oder ihm Prozesskostenhilfe bewilligt oder aber eine Stundung des Gerichtskostenvorschusses gewährt wird.

Der Gerichtskostenvorschuss bemisst sich nach dem in der Regel sehr hohen Nominalwert der Grundschulden und liegt daher zumeist im vierstelligen (und ab Streitwerten ab Euro 650.000,-- sogar im fünfstelligen) Bereich. Wenn ein Kreditinstitut einen Titel gegen den Darlehensnehmer erstreiten wollte, müsste sie in dieser Höhe den Gerichtskostenvorschuss aufbringen und hätte einen vollstreckbaren Titel zumeist erst nach rechtskräftiger Entscheidung. Vor allem aber müsste sie die Höhe ihrer Forderung darlegen und beweisen. Nur in dieser Höhe könnte sie einen Vollstreckungstitel erlangen.

Die Entscheidung über Prozesskostenhilfe hängt nicht nur von der Bedürftigkeit des Schuldners wie bei der Gewährung von Sozialhilfe ab, sondern setzt auch eine positive Einschätzung eines Einzelrichters über die Erfolgsaussichten der Einwendungen voraus.  Die Voraussetzungen für eine vorläufige Einstellung der Zwangsvollstreckung sind ähnlich gelagert. Jeweils erhält die Gläubigerin Gelegenheit zur Stellungnahme, was in rechtsstaatlichen Verfahren unerlässlich ist, aber auch dazu führt, dass eine Entscheidung über den Vollstreckungsschutz erst sehr viel später erfolgt als nötig wäre.

Hinzu tritt der auch in dem von dem EuGH vorgelegten Rechtsstreit bedeutende Umstand, dass die Vollstreckung schon begonnen hat bzw. schon beendet sein kann bevor Rechtsschutz erlangt werden könnte.

In Deutschland treten die negativen Wirkungen der Zwangsvollstreckung bereits mit den ersten Eintragungen im Grundbuch und der Beschlagnahme ein. Ab diesem Zeitpunkt verliert der Schuldner rechtliche und auch wirtschaftliche Dispositionsfreiheiten. Spätestens die Veröffentlichung eines Zwangsversteigerungstermins bedeutet den Verlust jeglicher wirtschaftlicher Bewegungsfreiheit.

Wie auch im spanischen Recht ist zudem der Verlust des Eigentums durch Zuschlag in der Zwangsversteigerung unumkehrbar.

Erst nach dem Zuschlag wird im Verteilungstermin die Höhe der angemeldeten Forderung zur Kenntnis genommen und auch dort nur durch einen Widerspruch in einen nachfolgenden Rechtsstreit -nur nach Kostenvorschuss des Schuldners - entschieden werden.
Die persönliche Vollstreckung findet uneingeschränkt in voller Höhe des Grundschuldbetrages zzgl. der dinglichen Zinsen (mind. 10 % p.a.) statt.

Das formelle Vollstreckungsrecht in Deutschland bietet daher auch zahlreiche Missbrauchsmöglichkeiten. Die Prüfung einer berechtigten Forderung des Kreditinstituts ist durch vorformulierte Vollstreckungsmöglichkeiten nahezu selbständig und losgelöst.

Die dem Unterzeichner aus der Rechtspraxis bekannten vorformulierten Grundschuldbestellungsurkunden der Kreditinstitute können daher nach dem Urteil des EuGH keinen Bestand mehr haben.

Darauf gestützte Vollstreckungen sollten sofort eingestellt bzw. aufgehoben werden.
(Rechtsanwalt Ulrich Ernst Büttner in Anwalt.de, Rechtstipp vom 18.03.2013, http://www.anwalt.de/rechtstipps/eugh-urt-v-c-aziz-catalunyacaixa-missbraeuchliche-zwangsversteigerung_040825.html; 
Anlage 16).
Die Entscheidung des EuGH vom 14.03.2013 (C-415/11) ist außerdem in deutscher Übersetzung als Anlage 17 beigefügt. 
Entsprechend der Entscheidung des EuGH muss die Beklagte zunächst in einem Erkenntnisverfahren ihre Forderung darlegen und beweisen. Die unmittelbare Vollstreckung aus einer Grundschuldurkunde wegen einer Forderung, die sich erst aus dem zugrundeliegenden Darlehensvertrag ergeben könnte (wenn überhaupt, s.o.), ist unzulässig. 
Derartiges staatliches Handeln (Durchführung von Zwangsversteigerungen durch Vollstreckungsgerichte) verstößt daher auch gegen Art. 14 Abs. 1, Abs. 3 GG. Zwangsversteigerungen sind in diesen Fällen gesetzwidrige Enteignungen (vgl. dazu auch BVerfGE 46,325, Anlage 18)
5. Zurückbehaltungsrecht (vorsorgliche Einrede)

Der Klägerin steht zumindest ein Zurückbehaltungsrecht gem. § 273 BGB zu, solange die Beklagte nicht korrekte und umfassende Auskunft erteilt und nachgewiesen hat, dass sie der Klägerin entsprechend den vertraglichen Verpflichtungen ein gesetzliches Zahlungsmittel i. S. von § 14 BBankG bzw. Geld im Sinne von § 91 BGB (vertretbare Sachen) ausgezahlt/verliehen hat.

Buchgeld oder Giralgeld ist jedenfalls kein gesetzliches Zahlungsmittel i. S. des § 14 BbankG, sondern eine reine Rechnungseinheit bzw. interner Buchungsvorgang, so dass der Klägerin mit der vorstehend nachgewiesenen Annahme, dass sie kein gesetzliches Zahlungsmittel oder zumindest ein entsprechend werthaltiges Äquivalent erhalten hat, ein Zurückbehaltungsrecht gem. §§ 273 Abs. 1, § 313 Abs. 1, Abs. 2 BGB bis zum Nachweis des Gegenteils zusteht. Der Beklagten stand und steht deshalb derzeit auch kein Kündigungsrecht und kein Sicherheitenverwertungsrecht zu.
5.  Prozesskostenhilfe

Im Hinblick auf die beantragte Prozesskostenhilfe wird auf eine Entscheidung des Oberlandesgerichts Frankfurt am Main vom 04.03.2013 zu 16 W 1/13 (Anlage K19) hingewiesen, das im Wesentlichen unter Bezugnahme auf Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG FamRZ 2002, 665) und des Bundesgerichtshofes (BGH, 12.12.2012 – XII ZB 190/12) entschieden hat, dass im Falle zweifelhafter Rechtsfragen diese im Hauptsacheverfahren zu klären sind und nicht im Prozesskostenhilfeverfahren, somit in diesen Fällen Prozesskostenhilfe zu gewähren ist. Auf dieser Linie liegt auch eine neue Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts vom 21.03.2013, 1 BVR 68/12, sowie eine weitere Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts, 1 BVR 965//12 (Anlage K20). 
Auch in diesen Entscheidungen hat das Bundesverfassungsgericht ausgeführt, dass die Anforderungen an die Erfolgsaussichten nicht überspannt werden dürfen und Prozesskostenhilfe nicht verweigert werden darf, wenn die Erfolgschance keine entfernte ist. Diese Entscheidungen stellen klar, dass schwierige Tatsachen- und Rechtsfragen nicht im Prozesskostenhilfeverfahren zu klären sind und in diesen Fällen Prozesskostenhilfe gewährt werden muss.

Der Klägerin ist deshalb vorliegend ebenfalls Prozesskostenhilfe zu gewähren. 

(Scharpf, LL.M.)

Rechtsanwalt


